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VORSCHLÄGE
Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden Ausschuss für Industrie, Forschung und Energie, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:
A.
in der Erwägung, dass alle in dem Bericht angesprochenen Fragen vor dem Hintergrund einer umfassenden Überarbeitung des gesamten Regelungsrahmens – einschließlich der Richtlinie über den Universaldienst – angegangen werden sollten, damit sie nicht Stückwerk bleiben, dass sich diese Überarbeitung auf breitgefächerte Konsultationen und gründliche Analysen stützen muss und dass die Kommission bereits jetzt die nächste Überarbeitung des Regelungsrahmens in die Wege leiten sollte, damit in der nächsten Wahlperiode eine vernünftige Debatte stattfinden kann;

B.
in der Erwägung, dass in der Europäischen Union zwar Fortschritte zu verzeichnen sind, die Verwirklichung der in der Digitalen Agenda formulierten Breitbandziele jedoch – gemessen an den angestrebten Fristen – nur langsam voranschreitet;

1.
fordert die Mitgliedstaaten auf, den Aspekten der elektronischen Kommunikationsmittel, die die Verbraucher betreffen, eine sehr viel größere Priorität einzuräumen; unterstreicht, dass reibungslos funktionierende Märkte mit gut informierten und zuversichtlichen Verbrauchern das Rückgrat des EU-Marktes bilden;

2.
hält es für besonders wichtig, dass die Anforderungen an Informationen im Vorfeld eines Vertragsabschlusses sowie an Informationen über die Aktualisierung von bestehenden Verträgen strikt durchgesetzt werden, zumal die Verbraucher sich in zunehmendem Maße für Vertragspakete, die eine Vielzahl von Dienstleistungen beinhalten, entscheiden; 

3.
hält die Anforderungen für eine bessere Information der Verbraucher in Bezug auf Einschränkungen von Dienstleistungen, Gerätesubventionen und das Datenverkehrsmanagement für außerordentlich wichtig und fordert die Mitgliedstaaten und die Kommission auf, das Verbot irreführender Werbung flächendeckend durchzusetzen;

4.
hebt hervor, dass es im Datenverkehrsmanagement zu wettbewerbswidrigem und diskriminierendem Verhalten kommen könnte, und fordert die Mitgliedstaaten entsprechend auf, jegliche Verletzung der Netzneutralität zu verhindern;

5.
hebt hervor, dass die Priorisierung von Dienstleistungen in durchgängiger Qualität (end-to-end quality) nebst der Übertragung nach dem "Best-Effort-Prinzip" den Grundsatz der Netzneutralität aushöhlen könnte; fordert die Kommission und die Regulierungsstellen auf, diese Trends im Auge zu behalten und gegebenenfalls die in Artikel 22 der Richtlinie 2002/22/EG über den Universaldienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunikationsnetzen und -diensten erwähnten Instrumente über die obligatorische Dienstgüte (Q.S) und erforderlichenfalls weitere rechtliche Maßnahmen ins Auge zu fassen;

6.
hebt hervor, dass eine Bündelung von Inhalten einem Wechsel des Anbieters im Wege stehen kann, und fordert die Kommission und das Gremium Europäischer Regulierungsstellen für elektronische Kommunikation (GEREK) auf, sich mit den damit verbundenen potenziell wettbewerbswidrigen Aspekten zu befassen;

7.
stellt fest, dass es Fälle gibt, in denen die Anbieter die Tethering-Funktion von Mobiltelefonen bei ihren Kunden eingeschränkt haben (d. h. die Funktion eines Mobiltelefons als Router/Hotspot), obwohl in den Verträgen der Kunden die Datenübertragungsmenge unbegrenzt war; fordert die Kommission und das GEREK daher auf, sich mit potenziell irreführender Werbung zu befassen und dabei zu bedenken, dass in diesem Zusammenhang mehr Klarheit vonnöten ist; 

8.
hält es im Zusammenhang mit einem dynamischen Markt, Vertragstransparenz und Information der Verbraucher über Vertragsänderungen für wichtig, dass der Anbieter gewechselt werden kann und dass die Verbraucher ihre Nummer mitnehmen können; bedauert, dass die Ziele für die Mitnahme von Telefonnummern nicht erreicht werden, und fordert die Kommission und das GEREK auf, hier Abhilfe zu schaffen; 

9.
unterstützt die Mitgliedstaaten, die die höheren Anforderungen für den gleichwertigen Zugang behinderter Nutzer umgesetzt haben, und fordert alle Mitgliedstaaten auf, diesem Beispiel nachzueifern; fordert das GEREK auf, besser auf die Bestimmungen für behinderte Nutzer und deren Zugang aufmerksam zu machen;

10.
hält die Bestimmungen, wonach die nationalen Regulierungsbehörden eingreifen können, um anzuordnen, dass im Falle einer wettbewerbswidrigen Sperrung oder Einschränkung von Diensten diese gleichwohl weiterhin in einer gewissen Qualität vorgehalten werden müssen, in Kombination mit größerer Vertragstransparenz für eine wirksame Handhabe, mit der gewährleistet werden kann, dass die Verbraucher Zugang zu den von ihnen gewählten Dienstleistungen haben und diese auch tatsächlich in Anspruch nehmen können;

11.
spricht allen Mitgliedstaaten ein Lob dafür aus, dass sie die einheitliche Notrufnummer 112 umgesetzt haben; fordert kürzere Reaktionszeiten, wenn ermittelt werden muss, von woher ein Anruf eingeht; hebt hervor, dass einige Mitgliedstaaten bereits Technologien konfiguriert haben, mit denen praktisch in Echtzeit festgestellt werden kann, woher ein Anruf kommt;
12.
begrüßt, dass die Kommission weiter an der Umsetzung der 116er-Nummern in die Praxis arbeitet, besonders der Notrufnummer für vermisste Kinder (116000); fordert, dass die Kommission diese Nummern bekannter macht;

13.
stellt fest, dass die Kommission ihr ehrgeiziges Vorhaben einer europaweit funktionierenden Vergabe von Telefonnummern aufgegeben hat; 

14.
betont, dass es bei der Bereitstellung der Anschlüsse für den universalen Breitbandzugang bereits erhebliche Fortschritte gegeben hat, diese allerdings höchst unterschiedlich ausgefallen sind; hält die Mitgliedstaaten dazu an, die Ziele der digitalen Agenda dadurch zu erreichen, dass private Investitionen in die Netzkapazität gefördert – und öffentliche Investitionen in deren Ausbau bereitgestellt – werden.

15.
hebt hervor, dass es zur Stimulierung von Innovation, im Hinblick auf bessere Wahlmöglichkeiten für die Verbraucher, zur Senkung der Kosten und zur Verbesserung der Effizienz bei der Bereitstellung der Infrastruktur für die Hochgeschwindigkeitskommunikation einer ausgewogenen Zusammenstellung unterschiedlicher Maßnahmen bedarf und dass alle zur Verfügung stehenden Technologien ausgeschöpft und den Verbrauchern angeboten werden sollten, damit es nicht zu einer sinkenden Dienstequalität, zu Zugangssperren und zur Verlangsamung des Netzverkehrs kommt;

16.
hebt hervor, dass aufgrund der steigenden Datenmengen, der begrenzten Frequenzressourcen und der Konvergenz von Technologien, Geräten und Inhalten ein intelligentes Datenverkehrsmanagement notwendig ist und andere Verbreitungsverfahren, beispielsweise in Form einer Zusammenarbeit zwischen digitalem, terrestrischem Rundfunk und drahtlosen Breitbandnetzen, erforderlich werden.
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